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Beanstandung eines Ratsbeschlusses der Stadt Ratingen gern. § 54 Abs. 2 S. 4 GO NRW: 
.._.•.. 

Hier: Einführung einer Beschlusskontrolle beI der·Stadt·Ratingen
 
-Jhr Schreiben vom 31.05.2010
 

Der Rat der staot Ra~lnge.n hat in seiner Sitzung am 23,Oi.2010 (TOP 3, Vorlagen - Nr. 33/2010, 
aeschlusskontrol/e 1 zum Antrag der Fraktion der .gPD vom 12.01.2010) mehrheitlich 
naohtolqenden Beschlussgefasst: 

"Die Verwaltung wird beauftragt, kurzfristig eih System der Beschlusskontrol/e 
für den Rat und seine AusschUsse zu tnstallleren Dabei soll sich die 
Verwaltung an Beispielen anderer Kommunen (z.B.tJDsseldorf) orientieren." 

Abstimmungsergebnis:	 54 dafOr 
01 dagegen 
00 Enthaltungenr
 

I	 Nach erfolgter Beanstandung des Ratsbeschlusses gern. § 54 Abs. 2 der Gemeindeordnung für 
dasLand Nordrflein-WestfaJen (GO NRW) durch den Bürgermeister der Stadt Ratingen (Schreiben l
 vom 09.04.2010) in der 6. Sitzung des Rates am 27.05.20.10, wurde diese durch nachfolgenden 
Beschluss mehrheitlichzurückgewiesen: . I 

"Die Beanstandung des Bürgermeisters der Stadt. Ratingen wird 
zurückgewiesen. Es bleil:)t bel dem vom Rat det Stadt Ratingen in seiner 3. 
Sitzung, unter Tagesoronungspunkt 3, em 23.02.1020 gefassten Beschluss: 

Die VelWaltung wird beauftragt, 'kurzfristig ein System der 
Beschlusskontrolle für den Rat und seine Ausschüsse zu 
installieren. Dabei soll sich die Verwaltung an Beispielen anderer 
Kommunen (z.B. Düsseldorf) orientieren.· 

Abstimmungsergebnis: 36 dafür 
.16 dagegen .. 
06 Enthaltungen 
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Der Landrat 
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Verw9llUng~behördc 
Blatt 2 

Nachdem der Rat bei seinem Beschluss verblieben ist hat mich der Bürgermeister der Stadt 
Ralingen mit Schreiben vom 31.05.2010 um die Entscheidung der AufsichtSbehörde gern. § 54 
Abs. 2 Satz 4 GO NRW gebeten. . . 

.N~c~abschließender Prüf~ng der Sach- und Re~htslage teile ich nunmehr meine Entscheidung 
gemaß § 54 Abs. 2 Satz 4 I.V.m. § 12~ Abs. 1 Satz,2 GONRW in dieser Angelegenheit mit: 

1.	 Der Beschluss des Rates der Stadt Ratingen (TOP 3, Vorlagen - Nr. 33/2010,' 
Beschlusskontrolle I zum Antrag der Fraktion der SPD vom 12.01.2010) vom 23.02.2010 in 
der Fassung vom 27.05.~010 verletzt das geltende Recht. 

2.	 Die. mit Schreiben vom 09.04.2010 in der Ratssitzung am 27.05.2010 vorgenommene 
Beanstandung des Bürgermeisters gern. § 54 Abs. 2 GO NRW war rechbnäßig. . 

3. Der durch den Bürgermeister der Stadt· Ralingen mit Söhreiben vom 09.04.2010 in der 
Ratssitzung am 27.05.2010 beanstandete vg. Ratsbeschluss vom 23.02.2010 wird hiermit 

'."--" ... aufgehoben. Die gem. § 54' Abs~ 2GO NRW bestehende autsohiebende Wirkung der 
Beanstandung des BOrgermeister der Stadt Ratingen entfällt durch meine vorgenannte 
Entscheidungen. 

4.	 Das Beanstandungsverfahren ist damit abgeschlossen. Der Bürgermeister der Stadt 
Ratingen ist damit nicht verpflichtet. den Ratsbeschluss vom 23.02.2010 in der Fassung 
vom 27.05.201.0 gem. § 53 Abs. 1 <30 NRWauszuführen. . . 

B!grQndung:, 
. . 

Gert:läß §§ 57-59 der Kreisorefnung fOr das Land ~ordrhein-Westfalen (KrO NRW) und § 54 Abs. 2 
Satz 4 i.V.m. §§ 120 Abs. 1 und 122 Abs. 1 Satz 2 GO NRW bin ich für den Erlass dieser 
VerfOg\;Jng zuständig. ErmächtIgungsgrundlage fÜr mich als zuständige Aufsichtsbehörde Ober die 
Stadt RatJngen ist § 122 Abs. 1Satz 2 GO NRW. Naoh dieser Vorschrift kann ich Beschlüsse des 
Rates, die das geltende Reclit ve~etzen, nach vorheriger Beanstandung durch den Bürgermeister 
und nochmaliger'Beratung im Rat aufheber:t..DleseVoraus~etzungen liegen hier vor. 

Grundlage	 für die hier zur Entscheidung .anstehende Angelegenheit der Einführung einer 
"'._.'	 "BeschlusskontrolJeu in der Stadt Ratingen Ist der Antrag der SPD-Fraktion vom 12.01.2010 zur 

RBtssitzung am 23.02.2010 und der daraus resultierenden Beschlussvorlage (VoHagen-Nr. 
33/2010, TOP 3, Beschlusskontrolle). AusweislIeh des mir vorliegenden Auszuges aus der 
Niederschrift über die Ratssitzung vom 23.02.2010 wurde dem TOP 3 bei 54 Stimmen dafür und 1 
dagegen mehrheitlich zug~stimml ' 

Das Rechtsamt war Im Anschluss ·an die Ratssitzung mit Prufvermerk vom 26.02.2010, ebenso wie 
. der Städte- und Gemeindebund NRW (gern. Schreiben vorn 10.03.2010) zu dem Ergebnis 

gekommen, dass der vg. Ratsbeschluss geltendes Recht verletzt und durch den Bürgermeister der 
Stadt Ratingen zu beanstanden war. . 

In der Folge hatte mich der Bürg~lTlJeister der Stadt Retingen mi~ Schreiben vom 01.03.2010 um 
aufsichtsbehördliche Bestätigung dieser Rechtsauffassung gebeten. . . 

Mit Schreiben vom 07.04.2010 hatte . Ich im Rahmen meiner kornmunalaufsichtlichen 
AUfgabensteIlung - nach Kenntnisnahme und Prüfung der mir vorgelegten Unterlagen und 
Erkenntnisse - dem Bürgenneister der Stadt Ratlngenu.a. mitgeteilt, dass die dargestellte 
Rechtsauffassung der Stadt Ralingen hinsichtlich der am 23.02.201 Ö beschfossenen Verpflichtung 
zur Einführung einer Beschlusskontrolle aufsichtsbehördlich geteilt wird. 



. ~. Der Landrat 

. ~'~. untere rta:ltlic"'~6latt 3 . ~ V~rwaltLIngsbchöidc 

Oer Bürgermeister der Stadt Ratingen beanstandete daraufhin gem. § 54 Abs. 2 GO NRW den 
mehrheitlich gefassten Beschluss des Rates der Stadt Ratingen vom 23.02.2010 zu TOP 3, da er 
gegen geltendes Recht verstößt. 

In der Sitzung am 27.05.2010 hat sich der Rat der Stadt Ratingen erneut mit dem hier in Rede 
stehenden Beratungsgegenstand befasst, 'die Beanstandung des Bürgermeisters der Stadt 
~atingen mehrheitlich zurückgewiesen und in der Sache den gefassten Beschluss zur Einführung 
einer Beschlusskontrolle bestätigt. . 

Nachdem .der Rat bei seinem ursprünglich gefassten Beschluss verblieben ist. legte mir der 
Bürgermeister der Stadt Ratingen gern. ~ 54 Abs.· 2 Satz:4 GO NRW mit Schreiben vom 
31.05.2010 seinen Bericht mit den entsprechenden Untertagen vor, um meine Entscheidung als 
zuständige Aufsichtsbehorde In der strittigen Angelegenheit einzuholen. . 

. .. 
Nachemeuter Prüfung der vorgelegten Untertagen komme ich nunmehr zu dem abschließenden 
Ergebnis, dass. eine Beanstandunijsverpflichtuhg der .hier ln Rede stehenden Beschlussfassung 
des Rates .vom 23.02.2010, auf Grund eines Verstoßes gegen §§ 55 LV.m. 62 und 63 GO NRW 
durch den·Bürgermeister der Stadt Ratingen beg rundet war, 

Sowohl die Ratsvorlage (33/2010), als auch die Sitiungsl1iedersChriften Im 
Beanstandungsverfahren, sowie das an alle Mitglieder des Rales gerichte~e Schreiben des 
BOrgermeisters mit Datum vom 09.04.2010 belegen, dass' die politischen Entscheidungsträger 
über die zunächst durch die Stadt Ratingen ermittelte Rechtslage der zur Beratung anstehenden 
Thematik vollinhaltlich infofJT1iert waren: In Kenntnis dessen traf der Rat dennoch die mehrheitliche 
EntScheidung zur Einführung einer Beschlusskontrolle in der Stadt Ralingen. 

Ein Rechtsverstoß liegt im vorliegencten Fall dahingehend vor. dass eine dem Bürgenneister bzw. 
der Verwaltung per Ratsbeschluss auferlegte. generelle Verpflichtung zur.Einführung und Nutzung 
eines BeschlusskontrC)lIsystems (entsprechend dem SPD-Antrag vom 12.01.2010) bei der Stadt 
Ratingen durch die einschlägigen Vorgaben der §§ $5 LV.m. 62 und 63 GO NRW nicht abgedeckt 
ist. 

Die einzelfallabhängige Vorbereitung und Infonnatlon des Rates obliegt hinsichtlich ihrer Art und. 
Weise. grundsätzlich dem Bürgermeister Im Rahmen selnes Ennessens. Die Beschlussfassung 
vom 23.02.2010 zur Einführung einer verpflichtenden Beschlusskontrolle bel der Stadt Ratingen 
getlt insofern über die ge$etzllchen Unterrichtungsrechte und -pflichten des § 55 GO NRW·hinaus. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass ("Oberwachung~ bzw.) "Kontrolle" mehr als die bloße 
Unterrichtung - und weniger als die eigene Entscheidungszuständigkeit - bedeutet. 

Die Kontro/lrechte des Ratea gern. § 55 GO ·NRW rechtfertigen insofern keil1e generelle Befugnis 
des Rates zu Eingriffen in den Zusländlgkeitsbereich des Bürgermeisters. Ein wesentliches 
Überwachungsmiltel des Rates (bzw. jedes Ratsmitgliedes) Ist di~ (erweiterte) Akteneinsicht gern. 
§ 55 Abs. 3 ·S. 2 (und Abs. 5) GO NRW. . 

Als Folge der Beschlussfassung des Rates der Stadt Ratingen vom 23.02.2010 in der Fassung 
vom 27.05.2010 bewirkt diese nunmehr faktisch, dass nach elner, tatsächlichen Umsetzung die 
gesamte Organisation und Durchführung einsr ßeschlusskontrolle der Verwaltung ("als Ganzes") 
auferlegt wird. 

Die Verwaltung wird -einzelfallLinabhängig und generell- verpflichtet, regelmäßig (alle 6 Monate) 
über die' Umsetzungsakti"itäten al/er Bes'chlüsse und verschiedenen .Bachstände Mitteilung zu 
machen; ohne dass es einzelfallabhängiger Anfragen ete. der Fraktionen bzw. Ratsmitglieder 
bedarf. 
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Die Fraktionen "erspar~n" sich d.~rch diese Vorgehensweise • und den damit gle,ichzeitig 
verbundenen Automatismus - Ihr eigenes "WIedervorlagesystem", d.h. ihre eigene
Kontrollverpflichtung. 

~ine solch umfassende.. pauschale Infonnationspflicht des Börgermeisters über alle Beschlüsse 
Sieht die GO NRW letztlich nicht vor. , ' 

Die GO NRW hat als Instrumente der, Beschlusskontrolle durch die' Ratsmitglieder bzw. die 
Fraktionen das einzelfallabhängige Auskunftsrecht (§ 55 Abs. 1) und das Akteneinsichtsrecht (§ 55 
Abs. 5) im konkreten Fall als ausreichend und abschließende Möglichkeiten der Kontrolle definiert. , 

Es ist grundsätzlich Sache des 'Bürgermeisters und der in seinem Auftrag, von ihm geführten 
Verwaltung, nicht aber die des Rates, die von der Vertretung getroffenen Entscheidungen in die 
Tat umzusetzen. In diesem Zusammenhang könnte durch den Bürgerm~ister bzw. die Ve~ltung 
·zwar durchaus eine "Beschlusskontrolle" als eigene ArbeItshilfe installiert werden; eine zwingende 
Aufertegung durch den verpflIchtenden Ratsbeschluss vom 23.02.2010 schiedet aus den vg. 
Gründen allerdings aus. 

Fraglich könnte letztlich'sein, ob es sich bei den in § 55 GO N'RWaufgeführten Regelungen In der 
Tat um eine abschließende Aufzählung der wesentlichen Kontrollrechte des Rates gegenüber der 
Verwaltung bzw, dem Bürgermeister handelt. Die einschlägigen Kommentierungen verweisen an 
dieser Stelle jedoch ausschließlich auf die ergänzenden Ausführungen des § 62 Abs. 4 GO NRW 
und § 3 ADVG'. Weitere Kontrollrechte sind insofern nicht zu erkennen, so dass davon 
ausgegangen wird. dass es sich um eine abschließende Aufzählung handelt. 

Gegen eine pauschale Inform~tJons-lAuskunftsverpflichtung des Bürgermeisters durch die 
Einführung einer Beschlusskontrolle spricht insbesondere auch. dass dieejnzelfallabhängige 
Information über eine Beschlusslage im konkreten Sachverhalt jeweils vom Umfang und 
Schwierigkeitsgrad der Verhandlungsgegenstände abhängt. 

Durch dJe so erstellten Vorlagen an die, Ratsmitglieder werden diese in einen gleichmäßigen 
Informations- und,Beratung,sgegenstand gesetzt (vgf. OVG NRW I NVwZ-RR 1989 S. 155 ff.). 

Die verpflichtenden Beschlussfassungen des' Rates der Stadt Ratingen vom 23.02.2010 und 
_... 27.05.~010 zur EinfOhrung einer Beschlusskontrolle bei der Stadt Ratingen sind insofern auf 

Grund eines Verstoßes gegen §§ 55 i.V.m. 62 t;lnd 63 GO NRW rechtswidrig und aufZuheben. 

Ungeachtet dessen hatte ich im Vorfeld der aktuellen Beschlusslage mit Schreiben vom 
07~04.2010 den Bürgermeister der Stadt Rating~n auch auf die Möglichkeit hingewiesen, dass auf 
Eigeninitiative von Bürgermeister und Verwaltung eine "Beschlusskontrolle" bzw. ein 
"Wiedervorlagesystem" (ähnlich' dem vorhandenen Ratsinformationssystem) als fre;wlllige 
Arbeitshilfe der Verwaltung und Politik Installiert werden könnte. 

Im Rahmen der bestehenden Auskunfts- u,nd Informationsverpflichtungen gegenüber dem Rat 
könnte der Burgermelster die Möglichkeiten und, arbeitsökonomischen Vorteile eines solchen 
Systems ~igenverantwortlich bei der Ratsarbeit nutzen. In diesem Zusammenhang habe ich 
gleichzeitig zu bedenken gegeben~ dass die im SPD-Antrag .angedeuteten "Informationsdefizite" 
bei beschlossenen Fristsetzungen zumindest vermieden werden könnten. 

Diese Möglichkeit verbleibt unabhängig von dieser Entscheidung auch weiterhin. Im Rahmen der 
vorzunehmenden ,Abwägung führen Erwägungen der Rechtssicherheil jedoch zu der 
Notwendigkeit der Aufhebung des rechtswidrigen Ratsbeschlusses, um die Kompetenz des 
Bürgermeisters im Rahmen seiner Leitungsfunktion der Verwaltung. und seine Pflichten gegenüber, 
dem Rat klarstellend zu definieren. 
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RechtsmltteJbeJehnJl1Q: . 

Gegsn diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach. Bekanntgabe Klage erhoben werden. 
Die Klage Ist bei dem VelWaltungsgerieht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf schriftlich 
einzureichen oder zur.Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 

'\-' Themas Handele 

Anlage: Empfangsbekenntnjs' 


